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Geschäftsnummer: 

4 ,096/10 

I m Rechtsstreit 

 

- Ausfertigung -

Landgericht Heidelberg 
4. Zivilkammer 

Im Namen des Volkes 
Versäumnis-Urteil 

 

- Kläger-

Prozessbevollmächtigter: 

Verkündet am 

09. November 2010 

Helmlinger, JAng.e 
als Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle 

Rechtsanwalt Richter, Kastanienweg 75a, 69221 Dossenheim (1234.230) 

gegen 

1. GmbH 
vertreten durch d. Geschäftsführer  und 

- Beklagte-

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwältin  

2.  AG 
vertreten durch d. Verwaltungsrat  

 

- Beklagte -

Prozessbevol lmächtigter: 
Rechtsanwalt 
(63645/fh) 

3.  GmbH 
vertreten durch d. Geschäftsführer und Direktor  

 

- Beklagte-

Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte  (0379/10 
C7jm) 

wegen Unterlassung 



-2-

hat die 4. Zivilkammer des Landgerichts Heidelberg auf die mündliche Verhandlung vom 

09. November 2010 durch 

Richter Römhild 

als Einzelrichter 

für Recht erkannt: 

1. Den Beklagten wird es bei Meidung eines für jeden Fall der Zuwiderhandlung hiermit 

angedrohten Ordnungsgeldes bis zu 250.000,00 €, ersatzweise Ordnungshaft, oder 

Ordnungshaft bis zu sechs Monaten, wobei die Ordnungshaft für die Beklagten Zif­

fer 1 an ihren Geschäftsführern, für die Beklagte Ziffer 2 am Verwaltungsrat und für 

die Beklagte Ziffer 3 an ihrem Geschäftsführer zu vollziehen ist, untersagt, im ge­

schäftlichen Verkehr zu Werbezwecken mit dem Kläger zur Aufnahme eines erstma­

ligen geschäftlichen Kontakts per Telefonanruf Kontakt aufzunehmen, ohne dass 

seine ausdrückliche Einwilligung vorliegt. 

2. Die Beklagte Ziffer 1 wird verurteilt, dem Kläger Auskunft darüber zu geben, welche 

Daten zu seiner Person bei ihrem Unternehmen gespeichert sind, auch soweit sie 

sich auf Herkunft und Empfänger beziehen, welcher Zweck mit der Speicherung die­

ser Daten verfolgt wird und an welche Personen oder Stellen diese Daten übermittelt 

wurden. 

3. Die Beklagten werden verurteilt, an den Kläger jeweils 338,00 € nebst Zinsen in 

Höhe von 5 Prozentpunkten über dem Basiszinssatz p.a. zu zahlen; die Zinsen be­

ginnen für die Beklagte Ziffer 1 ab dem 24.07.2010, für die Beklagte Ziffer 2 ab dem 

17.08.2010 und für die Beklagte Ziffer 3 ab dem 27.07.2010. 

4. Die Beklagten haben die Kosten des Rechtsstreites zu tragen, mit Ausnahme der 

Kosten, die durch die Anrufung des unzuständigen Landgerichts Gießen entstanden 

sind, welche der Kläger zu tragen hat. 

5. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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Tatbestand 

Der Kläger begehrt von den Beklagten Unterlassung von Werbeanrufen zur Anbahnung 

eines erstmaligen geschäftlichen Kontakts und darüber hinaus vom Beklagten Ziffer 1 

Auskunft über den Umfang der über ihn gespeicherten Daten. 

Der Kläger wurde am 09.04.2010 gegen 15:26 Uhr von einer Mitarbeiterin der Beklagten 

zu 1 angerufen, die ihm eine Mitgliedschaft im " Club" der Beklagten zu 2 

verkaufen wollte. Um an Beweise zu gelangen, ging der Kläger zum Schein auf das An­

gebot ein. Die anschließend an den Kläger übersandten Unterlagen enthielten unter an­

derem auch Werbung für die Beklagte zu 3 und als Werbemittel einen Schlüsselanhä­

nger, auf dessen Rückseite steht: 

"Bitte werfen Sie mich unverpackt in den nächsten Briefkasten. 

Postfach  

0-  

161938 

24-Std-Notruf-Nummer 

00800/  

weltweit kostenlos erreichbar!" 

Der Inhaber dieses auf dem Werbemittel genannten Postfachs ist laut Auskunft der 

Deutschen Post die  Verwaltungs GmbH in Ehringshausen. Diese ist 

über Personen identität von Gesellschaftern mit sämtlichen Beklagten verbandelt. 

Der Kläger mahnte daraufhin mit Schreiben vom 23.04.2010 die Beklagten zu 1 und zu 

2 ab. Die Beklagte zu 1 bot per Anwaltsschreiben eine nicht-strafbewehrte Unterlas­

sungserklärung an. Die Beklagte zu 2 weigerte sich mit der Auffassung, nicht für den 

Anruf verantwortlich zu sein, da dieser allein im Verantwortungsbereich der Beklagten 

zu 1 liege. 

Nachdem der Kläger vor dem Landgericht Gießen Klage gegen die Beklagten einge­

reicht hatte, erklärte sich das Landgericht Gießen mit Beschluss vom 21.09.2010 (AS 85 
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f.) für örtlich und sachlich unzuständig und verwies den Rechtstreit an das erkennende 

Gericht. 

Der Kläger beantragt, 

1. Den Beklagten wird es bei Meidung eines für jeden Fall der 

Zuwiderhandlung hiermit angedrohten Ordnungsgeldes bis zu 

250.000,00 Euro, ersatzweise Ordnungshaft, oder Ordnungs­

haft bis zu 6 Monaten, wobei die Ordnungshaft für die Beklag­

te Ziffer 1 an ihren Geschäftsführern, für die Beklagte Ziffer 2 

am Verwaltungsrat und für die Beklagte Ziffer 3 an ihrem Ge­

schäftsführer zu vollziehen ist, untersagt, im geschäftlichen 

Verkehr zu Werbezwecken mit dem Kläger zur Aufnahme ei­

nes erstmaligen geschäftlichen Kontakts per Telefonanruf 

Kontakt aufzunehmen, ohne dass seine ausdrückl iche Einwil­

ligung vorliegt. 

2. Die Beklagte Ziffer 1 wird verurteilt, dem Kläger Auskunft da­

rüber zu geben, welche Daten zu seiner Person bei ihrem Un­

ternehmen gespeichert sind, auch soweit sie sich auf Herkunft 

und Empfänger beziehen, welcher Zweck mit der Speicherung 

dieser Daten verfolgt wird und an welche Personen oder SteI­

len diese Daten übermittelt wurden. 

3. Die Beklagten werden verurteilt, an den Kläger jeweils 338,50 

Euro nebst Zinsen in Höhe von fünf Prozentpunkten über dem 

Basiszinssatz p.a. ab Rechtshängigkeit zu bezahlen. 

Seinen in der Klageschrift vom 16.06.2010 zusätzlich gestellten Antrag , die 

Beklagtenseite zu verurteilen , den von der Klägerseite verauslagten Gerichtskostenvor­

schuss ab Eingang bei Gericht mit 5 Prozentpunkten über dem Basiszins p.a. zu verzin­

sen, hat der Kläger zurückgenommen. 

Nachdem die Beklagten im anberaumten Termin zur mündlichen Verhandlung ungeach­

tet form- und fristgerechter Ladung nicht erschienen und anwaltlich nicht vertreten wa­

ren, beantragte der Kläger, den Erlass eines Versäumnisurteils. 
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Wegen der Einzelheiten des Klägerbringens wird auf die Klageschrift nebst Anlagen Be­

zug genommen. 
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Entscheid u ngsgrü nde 

Die zulässige Klage ist begründet. Nachdem die Beklagten im Termin zur mündlichen 

Verhandlung anwaltlich nicht vertreten und damit säumig waren, ist das tatsächliche 

klägerische Vorbringen gemäß § 331 Abs. 1 ZPO als zugestanden anzusehen. Dieses 

zugestandene Vorbringen rechtfertigt den Klageantrag . 

I. Die Klage ist zulässig. Insbesondere ist das Landegericht Heidelberg schon deshalb 

örtlich und sachlich zuständig, da der Verweisungsbeschluss des Landgerichts Gießen 

vom 21.09.2010 (AS 85) Bindungswirkung entfaltet, § 281 Abs. 2 Satz 4 ZPO. 

11. Die Klage ist begründet. 

1. Der Kläger hat gegen die Beklagten einen Anspruch auf Unterlassung des im Tenor 

niedergelegten Verhaltens aus § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB analog in Verbindung mit § 

823 Abs. 1 BGB. 

a) Unverlangte Anrufe im Privatbereich zu geschäftlichen Zwecken stellen nach ständi­

ger Rechtsprechung einen Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrechts dar (vgl. z.B. 

OLG Stuttgart, NJW 1988, 2615). Das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist durch den 

quasi-negatorischen Abwehranspruch aus § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB analog geschützt, 

da es als absolutes Recht ein sonstiges Recht im Sinne des § 823 Abs. 1 BGB darstellt 

(vgl. BGH NJW 2005, 2401 f.). 

Der Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht ist auch rechtswidrig. Jede Telefon­

werbung ohne vorherige Einwilligung des Adressaten ist eine unzumutbare Belästigung. 

b) Die Beklagten sind auch Störer. Störer sind alle Personen, auf deren Willen der be­

einträchtigende Zustand zurückgeht und von deren Willen die Beseitigung abhängt 

(BGHZ 14, 163). Die Beklagte zu 1 hat sich dabei das Verhalten ihrer Mitarbeiterin, die 

den streitgegenständlichen Anruf beim Kläger tätigte, zuzurechnen lassen. Daneben 

sind auch die Beklagten zu 2 und zu 3 als Störer zu qualifizieren. Nach dem zugestan­

denen klägerischen Vorbringen ist davon auszugehen, dass die Beklagte zu 1 mit Willen 

und im Auftrag der Beklagten zu 2 und zu 3 tätig wurde. Es ist nämlich ohne Belang, ob 

ein Unternehmen durch einen eigenen Angestellten oder durch einen Mitarbeiter eines 

beauftragten Unternehmens tätig geworden ist. Da ein Auftraggeber von Telefonwer-
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bung eine zumutbare Einwirkungsmöglichkeit auf das ausführende Unternehmen hat, 

um Störungen zu verhindern, ist (auch) er als mittelbarer Störer anzusehen (LG Bonn, 

Urteil vom 18.11.2009, Az: 1 0 379/08; zitiert nach Juris). Darüber hinaus lässt sich § 8 

Abs. 2 UWG entsprechend heranziehen, was ebenfalls eine Zurechnung des Verhaltens 

eines beauftragten Unternehmens ermöglicht (LG Heidelberg, Urteil vom 11 .12.2007, 

Az: 2 0 173/07; zitiert nach Juris). 

Der Kläger hat zwar nicht die genauen Vertragsbeziehungen der Beklagten untereinan­

der konkret dargelegt. Es ist aber zum einen zu berücksichtigten, dass er als Außenste­

hender dies schlicht mangels Einblick in die fremden Rechtskreise und mangels Aus­

kunft der Beklagten nicht konnte. Zum anderen reichen aber auch die vom Kläger be­

reits aufgezeigten und aufgrund der Säumnissituation zugestanden Verbindungen der 

Beklagten untereinander, um zumindest eine mittelbare Störereigenschaft der Beklagten 

zu 2 und 3 annehmen zu können. Insbesondere spricht die allgemeine Lebenserfahrung 

dafür, dass kein Callcenter wie die Beklagte zu 1 seine Mitarbeiter zur Werbung für ein 

Drittunternehmen einsetzt, wenn es nicht hierzu einen kostenpflichtigen Auftrag bekom­

men hat. Die Tatsache, dass die Beklagte zu 3 zwar nicht unmittelbar im Telefonanruf, 

sondern erst im anschließend versandten Material beworben wurde, ist dabei ohne Be­

lang. Auch sie profitierte in erheblichen Maße von dem rechtswidrigen Eingriff in das 

allgemeine Persönlichkeitsrecht des Klägers, so dass davon auszugehen ist, dass auch 

sie entweder direkt oder mittelbar über die Beklagte zu 2 die rechtswidrigen Telefonan­

rufe (mit) in Auftrag gegeben hat. 

c) Des Weiteren bestand auch Wiederholungsgefahr im Sinne des § 1004 Abs. 1 Satz 2 

BGB. Bereits durch die erste Störung in Form des Anrufs wurde die Vermutung geweckt, 

dass weitere Störungen folgen werden (BGH NJW 2004, 1035). Die Wiederholungsge­

fahr ist auch nicht durch die Unterlassungserklärung der Beklagten zu 1 wieder entfal­

len. Das bloße Versprechen, weitere Störungen zu unterlassen ist nämlich nicht ausrei­

chend. Erforderlich ist vielmehr die Abgabe einer strafbewerten Unterlassungserklärung 

(BGH, Urteil vom 10.10.2005, Az: 11 ZR 323/03, zitiert nach Juris). Eine solche haben die 

Beklagten aber nicht abgegeben. 

2. Der Kläger hat gegen den Beklagten zu 1 darüber hinaus einen Auskunftsanspruch in 

dem im Tenor niedergelegten Umfang aus § 34 Abs. 1 Satz 1 BDSG. 
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Die Beklagte zu 1 gehört zu den nicht öffentlichen Stellen, die geschäftsmäßig Daten' für 

fremde Zwecke verarbeiten, § 27 Abs. 1 Nr. 1 BDSG. Gemäß § 34 Abs. 1 BDSG kann 

der Betroffene von der verantwortliche Stelle Auskunft verlangen, über die zu seiner 

Person gespeicherten Daten, auch soweit sie sich auf die Herkunft dieser Daten bezie­

hen, den Empfänger oder die Kategorien von Empfängern, an die Daten weitergegeben 

werden, und den Zweck der Speicherung. 

111. Der Kläger hat gegen die Beklagten schließlich einen Anspruch auf Ersatz seiner 

außergerichtlichen Kosten aus § 823 Abs. 1 BGB. 

Die Beklagten verletzten durch den Anruf rechtswidrig das allgemeine Persönlichkeits­

recht des Klägers. Hinsichtlich der Zurechenbarkeit kann auf die jeweiligen Ausführun­

gen zum Unterlassungsanspruch verwiesen werden. Ebenso muss von einem Verschul­

den ausgegangen werden. 

Die Reaktion des Klägers durch Abmahnung war eine adäquate Folge der Rechtsguts­

verletzung. Nur so konnte er sich effektiv vor weiteren Anrufen schützen. Auch handelte 

es sich nicht bloß um einen einfach gelagerten Fall, bei dem Grund und Höhe der Haf­

tung bereits im Vorfeld klar waren, so dass die Kosten der Selbstbeauftragung des Klä­

gers nach § 249 Abs. 1 BGB zu ersetzen sind (vgl. Landgericht Heidelberg, Entschei­

dung vom 23.09.2009). Schließlich ist es anerkannt, dass auch ein Rechtsanwalt, wenn 

er sich selbst vertritt, Rechtsanwaltsgebühren von Dritten ersetzt verlangen kann. 

IV. Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 91 Abs. 1,281 Abs. 3 Satz 2 ZPO. Zwar hätte 

der Kläger nach § 269 Abs. 3 Satz 2 ZPO die Kosten der Teilklagerücknahme zu tragen. 

Da die Teilklagerücknahme sich jedoch lediglich auf eine nicht streitwerterhöhende Ne­

benforderung bezog und diese Nebenforderung 10 % des fiktiven Streitwerts (d.h. 

Streitwert plus Nebenforderungen) nicht überschritten hat, waren den Beklagten die 

Kosten des Rechtsstreits trotz teilweiser Klagerücknahme voll aufzuerlegen (vgl. Zöller­

Herget, ZPO, 28. Auflage, § 92 Rn. 11). Die Entscheidung über die vorläufige Voll­

streckbarkeit folgt aus § 708 Nr. 2 ZPO. 

Römhild 
Richter 


	Unbenannt-1.pdf
	Unbenannt-2
	Unbenannt-3
	Unbenannt-4
	Unbenannt-5
	Unbenannt-6
	Unbenannt-7
	Unbenannt-8



